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Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Eidelstedt 31 für den Geltungs-
bereich nördlich Güterumgehungsbahn, zwischen Kieler
Straße und Bundesautobahn (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 320)
wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Kieler Straße – West- und Nordgrenze des Flurstücks 5760,
Nordgrenze des Flurstücks 4886, West- und Nordgrenze des
Flurstücks 4844, über das Flurstück 1176 (Eidelstedter Dorf-
straße), Nordgrenzen der Flurstücke 1177, 5079 und 6186
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neu: 204-1-3
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Verordnung

über den Bebauungsplan Eidelstedt 31

Vom 26. September 2003

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
§ 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung
vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am
17. Dezember 2002 (HmbGVBl. S. 347, 353), Artikel 4 des
Gesetzes über die Ermächtigung des Senats zur Änderung,
Ergänzung oder Aufhebung von Gesetzen über Bebauungs-
und Landschaftspläne und zur Weiterübertragung dieser
Ermächtigung vom 11. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 215, 225, 226),
Artikel 4 des Gesetzes über die Zustimmung der Bezirks-
versammlungen zur Änderung, Ergänzung und Aufhebung
von Gesetzen über Bebauungs- und Landschaftspläne vom
4. November 1997 (HmbGVBl. S. 494, 505), geändert am
1. Dezember 1997 (HmbGVBl. S. 524), sowie § 1 Absatz 2, § 2
Satz 1 Nummer 2, § 3 Absatz 2 und § 4 der Weiterübertra-
gungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134)
wird verordnet:
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(neu: 6618), West- und Nordgrenze des Flurstücks 4376
(Steinwiesenweg), über das Flurstück 4376, Ostgrenze des
Flurstücks 4376, über das Flurstück 4376, Nordgrenze des
Flurstücks 6186 (neu: 6618), über das Flurstück 6186 (neu:
6618), Nordgrenze der Flurstücke 3533 und 3260, Ostgrenzen
der Flurstücke 3260 und 1172 der Gemarkung Eidelstedt –
Ostgrenze des Flurstücks 99 der Gemarkung Stellingen –
Güterumgehungsbahn – über das Flurstück 98, Südgrenze des
Flurstücks 98 der Gemarkung Stellingen – Südgrenze des
Flurstücks 1418 (Olloweg) der Gemarkung Eidelstedt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistungen der Entschädigung schriftlich bei
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung, 
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:
1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsberei-

che“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung der
städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach

der Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988
(HmbGVBl. S. 1), zuletzt geändert am 21. Januar 1997
(HmbGVBl. S. 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung
darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen
das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt oder sonst von
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstle-
rischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung
der baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die
städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte
bauliche Anlage beeinträchtigt wird. 

2. In den Wohngebieten sind durch geeignete Grundrissge-
staltung die Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung von
Wohn- und Schlafräumen an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein
ausreichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Wohngebäude geschaffen werden. Einseitig zur Autobahn
oder zur Kieler Straße ausgerichtete Wohnungen sind
unzulässig.

3. Im reinen Wohngebiet sind auf dem Flurstück 6202 der
Gemarkung Eidelstedt Kindertagesheime zulässig.

4. Bei Gebäuden mit vorgeschriebenen Pultdächern ist der
First des Pultdachs auf der lärmzugewandten Gebäudeseite
anzuordnen.

5. In den dreigeschossigen Wohngebieten und im Kerngebiet
sind Stellplätze nur in Tiefgaragen und Garagengeschossen
zulässig. 

6. Im Kerngebiet sind Einkaufszentren, großflächige Han-
dels- und Einzelhandelsbetriebe nach § 11 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), sowie Vergnügungsstätten unzulässig. 

7. Auf dem Flurstück 6202 kann eine Überschreitung der
Baugrenzen durch Balkone, Loggien, Erker und Treppen-
hausvorbauten bis zu 1,5 m zugelassen werden. Soweit die
Überschreitungen der Baugrenze in die Straßenverkehrs-
fläche hineinragen, ist dort eine lichte Höhe von min-
destens 3,5 m einzuhalten.

8. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der
Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche
Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten. Nutzungen,
welche die Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen
können, sind unzulässig.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 26. September 2003.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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§1
(1) Der Grünordnungsplan Eidelstedt 31 für den Geltungs-

bereich nördlich Güterumgehungsbahn, zwischen Kieler Straße 
und Bundesautobahn (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 320) wird 
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Kieler Straße – West- und Nordgrenze des Flurstücks 
5760, Nordgrenze des Flurstücks 4886, West- und Nordgrenze 
des Flurstücks 4844, über das Flurstück 1176 (Eidelstedter 
Dorfstraße), Nordgrenzen der Flurstücke 1177, 5079 und 6186 
(neu: 6618), West- und Nordgrenze des Flurstücks 4376 (Stein-
wiesenweg), über das Flurstück 4376, Ostgrenze des Flurstücks 
4376, über das Flurstück 4376, Nordgrenze des Flurstücks 6186 
(neu: 6618), über das Flurstück 6186 (neu: 6618), Nordgrenzen 
der Flurstücke 3533 und 3260, Ostgrenzen der Flurstücke 3260 
und 1172 der Gemarkung Eidelstedt – Ostgrenze des Flurstücks 
99 der Gemarkung Stellingen – Güterumgehungsbahn – über 
das Flurstück 98, Südgrenze des Flurstücks 98 der Gemarkung 
Stellingen – Südgrenze des Flurstücks 1418 (Olloweg) der 
Gemarkung Eidelstedt.

(2) Das maßgebliche Stück des Grünordnungsplans 
(Grundlagenkarte und Festsetzungskarte) und die ihm beige-
gebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur kostenfreien 
Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Ein Abdruck des Grünordnungsplans und die Begrün-
dung können bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
sowie beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche 
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen 
Kostenerstattung erworben werden.

§2

Für die Ausführung des Grünordnungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Für die zu erhaltenden Einzelbäume, Hecken und Gehölz-
bestände sind bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

2. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind 
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich 
festgesetzter Bäume unzulässig.

3. In den Baugebieten sind mindestens 10 vom Hundert 
der Grundstücksflächen mit Bäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen. Für je 500 m² Grundstücksfläche ist ein groß-
kroniger Baum zu pflanzen.

4. Tiefgaragen außerhalb von Terrassen sind mit einem min-
destens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau 
zu versehen und zu begrünen. Für anzupflanzende Bäume 
muss auf einer Fläche von 12 m² je Baum die Schichtstärke 
mindestens 1 m betragen.

5. Tiefgarageneinfahrten sind mit Rankgerüsten zu überstellen 
und mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen.

6. Zwischen dem Olloweg und der Fläche zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft von der Kehre am Flurstück 1420 der Gemarkung 
Eidelstedt bis zur Düngelau ist der vorhandene Knick zu 
erhalten. Bei Ersatzpflanzung ist ein Abstand von minde-
stens 2 m zur vorhandenen Sieltrasse einzuhalten.

7. Für festgesetzte Knicks (Wallhecken) sind bei Abgang 
Ersatzpflanzungen und Aufsetzarbeiten so durchzuführen, 

 dass der Charakter und Aufbau eines Knicks erhalten 
bleibt. Vorhandene Lücken sind durch Nachpflanzungen 
zu schließen.

 8. Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind 
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. Großkronige Bäume müssen einen 
Stammumfang von mindestens 16 cm, kleinkronige 
Bäume einen Stammumfang von mindestens 12 cm, in
1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen.

 9. Im Kronenbereich jedes Baumes ist eine offene Vege-
tationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen und zu 
begrünen.

10. Das von den überbaubaren Grundstücksflächen abflie-
ßende Niederschlagswasser ist oberirdisch einzuleiten, 
sofern ein offenes Entwässerungssystem vorhanden ist.

11. In den Baugebieten sind Geh- und Fahrwege sowie eben-
erdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Auf-
bau herzustellen.

12. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dau-
erhaften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grund-
wasserspiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, 
sind unzulässig.

13. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt:

13.1 Auf der Fläche für „naturnahen Uferbereich“ zwischen 
Kieler Straße und Eidelstedter Dorfstraße, sind die Auf-
schüttungen zu beseitigen und der ursprüngliche Höhen-
verlauf wiederherzustellen.

13.2 Die als „extensives Grünland“ festgesetzten Flächen sind 
als Mähwiese zu entwickeln und zu erhalten. Sie darf 
maximal zweimal jährlich nicht vor dem 1. Juli gemäht 
werden. Das Mähgut ist zu entfernen. Auf den Flurstü-
cken 1175 und 1419 der Gemarkung Eidelstedt ist alter-
nativ eine Beweidung der Fläche mit maximal zwei Rin-
dern oder einem Pferd pro Hektar zulässig.

13.3 Die als „Sukzessionsfläche 2“ festgesetzte Fläche ist als 
feuchte Wiese zu entwickeln und zu erhalten. Die Flä-
che ist frühestens alle drei Jahre, nicht vor dem 1. Juli, zu 
mähen. Das Mähgut ist zu entfernen.

13.4 Die als „Obstwiese“ festgesetzten Flächen sind zu erhal-
ten, herzustellen und extensiv zu nutzen. Für je angefan-
gene 100 m² ist ein Obstbaum-Hochstamm alter Kultur-
sorten zu pflanzen. Die Flächen dürfen maximal zweimal 
jährlich gemäht werden. Das Mähgut ist zu entfernen.

13.5 Die als „Sukzessionsfläche 1“ festgesetzte Fläche ist als 
Mähwiese mit Gehölzrand und Gehölzinseln zu entwi-
ckeln und zu erhalten. Die Fläche ist frühestens alle drei 
Jahre zu mähen. Das Mähgut ist zu entfernen.

13.6 Das Ausbringen von chemischen und synthetischen 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. In der 
Zeit vom 15. März bis 30. Juni ist das Ausbringen jegli-
chen Düngers unzulässig.

Verordnung

über den Grünordnungsplan Eidelstedt 31
Vom 6. August 2009

(HmbGVBl. S. 323)

Auf Grund von § 6 Absätze 2 und 4 sowie § 7 Absatz 1 
des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung 
vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert 
am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), und § 2 Absatz 2 
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 
(HmbGVBl. S. 481) in der am 24. April 2007 geltenden 
Fassung in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 2 Nummer 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Hamburgischen Naturschutz-
gesetzes sowie zur Aufhebung und Änderung weiterer Vor-
schriften vom 3. April 2007 (HmbGVBl. S. 119, 354) wird 
verordnet:
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